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BEGRUNDUNG
1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
. Griinde und Ziele des Vorschlags

In Erwigungsgrund 16 der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2026/1412 der Kommission vom
26. Juni 2026 zur Festlegung angepasster Benchmarkwerte fiir die kostenlose Zuteilung von
Emissionszertifikaten fiir den Zeitraum 2026-2030' hat sich die Kommission verpflichtet,
parallel zur bevorstehenden Uberarbeitung der EHS-Richtlinie einen gesonderten Vorschlag
vorzulegen, mit dem die auf der Grundlage der Wéarme- und Brennstoff-Benchmarks (im
Folgenden ,,Fall-back-Benchmarks®) festgelegte kostenlose Zuteilung bis 2030 erhoht werden
soll, und gleichzeitig sicherzustellen, dass die Erhdhung nicht die Anwendung des
sektoriibergreifenden Korrekturfaktors auslost.

. Ubereinstimmung mit den bestehenden Vorschriften in diesem und in anderen
Politikbereichen der Union

Alle Wirtschaftssektoren sollten zur Verringerung der Treibhausgasemissionen beitragen. Der
vorliegende Vorschlag bezieht sich auf die kostenlose Zuteilung auf der Grundlage der
Wirme- und Brennstoff-Benchmarks bis 2030 und zielt darauf ab, den Schutz vor der
Verlagerung von CO»-Emissionen durch eine Erhdhung der entsprechenden kostenlosen
Zuteilungen fiir den Zeitraum 2026-2030 zu verbessern (ohne die Anwendung des
sektoriibergreifenden Korrekturfaktors auszuldsen).

Den Anderungen wird in einer Durchfiihrungsverordnung der Kommission zur Anderung der
Durchfiihrungsverordnung der Kommission iiber angepasste Benchmarkwerte fiir die
kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten sowie in einem Beschluss der Kommission
zur Anderung der vorliufigen Mengen der kostenlosen Zuteilung fiir den Zeitraum 2026-2030
Rechnung getragen.

Der vorliegende Vorschlag bezieht sich ausschlieBlich auf die auf der Grundlage der Warme-
und Brennstoff-Benchmarks festgelegten Zuteilungsmengen bis 2030; alle anderen Fragen,
einschlieBlich der Vorschriften beziiglich der Benchmarkwerte fiir die Zeitrdume ab 2031,
werden in dem umfassenderen Vorschlag zur Anderung der EHS-Richtlinie? geklirt. In der
Begriindung zu diesem Vorschlag und seiner Folgenabschitzung® wird der weitere Kontext
erldutert.

2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITAT UND VERHALTNISMABIGKEIT
. Rechtsgrundlage

Die Rechtsgrundlage ist dieselbe (Artikel 192 Absatz 1 des Vertrags iiber die Arbeitsweise
der Européischen Union) wie beim Hauptvorschlag zum EHS, COM(2026) 616, da der
Vorschlag ein Element der allgemeinen Uberarbeitung behandelt.

Durchfithrungsverordnung (EU) 2026/1412 der Kommission vom 26.Juni 2026 zur Festlegung
angepasster Benchmarkwerte fiir die kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten fiir den Zeitraum
2026-2030 gemall Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG des Europdischen Parlaments und
des Rates (ABI. L, 2026/1412, 29.6.2026, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2026/1412/0j).

2 COM(2026) 616.

3 SWD(2026) 616.
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. Subsidiaritit (bei nicht ausschlieBlicher Zustindigkeit)

Die kostenlose Zuteilung ist im Rahmen des EU-EHS harmonisiert und wird auf nationaler
Ebene nach harmonisierten unionsweiten Vorschriften verwaltet.

. VerhiltnismiBigkeit

Mit diesem Vorschlag werden bestimmte Mengen kostenloser Zuteilungen, die auf der
Grundlage der Fall-back-Benchmarks festgelegt werden, bis 2030 erhoht. Der Vorschlag geht
nicht iiber das hinaus, was zur Gewihrleistung einer rechtzeitigen und wirksamen
Unterstlitzung der betroffenen Sektoren erforderlich ist, und ist so konzipiert, dass die
Anwendung des sektoriibergreifenden Korrekturfaktors nicht ausgeldst wird, um so negative
Umverteilungseffekte auf die auf Grundlage der Produkt-Benchmarks festgelegte kostenlose
Zuteilung zu vermeiden.

. Wahl des Instruments

Die Ziele des vorliegenden Vorschlags lassen sich am besten durch eine Verordnung
erreichen. Dies ist das am besten geeignete Rechtsinstrument, um die bestehende EHS-
Richtlinie in Bezug auf die Vorschriften fiir die Aktualisierung der Benchmarkwerte zu
dndern, da diese von den Mitgliedstaaten nicht umgesetzt werden miissen. Dariiber hinaus
wird die Aktualisierung der Benchmarkwerte im Einklang mit der Befugnisiibertragung
gemil Artikel 10a Absatz 2 Unterabsatz 3 der EHS-Richtlinie direkt von der Kommission
durchgefiihrt.

3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER
INTERESSENTRAGER UND DER FOLGENABSCHATZUNG

. Ex-post-Bewertung/Eignungspriifungen bestehender Rechtsvorschriften

In der Begriindung des Vorschlags zur Anderung der EHS-Richtlinie* und seiner
Folgenabschitzung® wird der weitere Kontext erldutert, einschlieBlich der Ex-post-Bewertung
und der Eignungspriifung der EHS-Richtlinie.

. Konsultation der Interessentriger

Die Kommission konsultierte die Sachverstindigengruppe fiir die kostenlose Zuteilung zu den
Benchmarkwerten fiir den Zeitraum 2026-2030 in verschiedenen Phasen des Verfahrens zu
ihrer Bestimmung, wobei am 5. November 2025, 15. Dezember 2025 und 21. Januar 2026
vorlaufige Ergebnisse vorgelegt wurden.

Die Aktualisierung der EHS-Benchmarkwerte fiir 2026-2030 wurde vom 11. Mai bis zum
8. Juni 2026 verdffentlicht, um Riickmeldungen der Offentlichkeit einzuholen, und es gingen
mehr als 400 Antworten ein. Mehr als 50 % der Riickmeldungen stammten von Unternehmen
und 38 % von Wirtschaftsverbdnden. Insgesamt betrafen die meisten Riickmeldungen die
Aktualisierung der Fall-back-Benchmarks, wobei die Festlegung sektorspezifischer Fall-back-
Benchmarks gefordert wurde. Einige Teilnehmer forderten, die Benchmarks einzufrieren und
fiir mehr Transparenz zu sorgen. In positiveren Riickmeldungen wurde die Aufnahme
indirekter Emissionen in Benchmarks begriifit, die zuvor der Austauschbarkeit unterlagen,
und aus Griinden der Klarheit eine rasche Annahme der Verordnung gefordert. SchlieBlich
wurden Vorschlédge fiir die Einfiihrung einer anderen Methodik vorgelegt, es war jedoch kein

4 COM(2026) 616.
s SWD(2026) 616.
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Vorschlag darunter, der innerhalb des bestehenden Rechtsrahmens der EHS-Richtlinie
umgesetzt werden konnte.

Am 3. Juni fanden zwei Sitzungen der Sachverstdndigengruppe zur Aktualisierung der EHS-
Benchmarkwerte fiir die Jahre 2026-2030 statt — eine mit den Mitgliedstaaten und eine mit
Vertretern der Mitgliedstaaten und der Industrie. Die Option sektorspezifischer Fall-back-
Benchmarks wurde den Mitgliedstaaten vorgestellt und es wurde hervorgehoben, dass die
Erhohung der auf der Grundlage von Fall-back-Benchmarks berechneten kostenlosen
Zuteilungen bis 2030 fiir Sektoren, die aufgrund der begrenzten Verfiigbarkeit von
Emissionsminderungstechniken und -maflnahmen ein hdéheres Risiko der Verlagerung von
CO»z-Emissionen aufweisen, unzureichend wire. Der vorliegende Vorschlag enthélt daher eine
Anpassung der maximalen Aktualisierungsrate fiir die Fall-back-Benchmarks, um die
groftmogliche Erhohung der auf der Grundlage der Fall-back-Benchmarks festgelegten
kostenlosen  Zuteilung bis 2030 sicherzustellen, ohne die Anwendung des
sektoriibergreifenden Korrekturfaktors auszulosen, wie in Erwidgungsgrund 16 der
Durchfiihrungsverordnung (EU) 2026/1412 festgelegt und vom Ausschuss fiir Klimadnderung
am 15. Juni 2026 angenommen.

. Folgenabschitzung

Dem vorliegenden Vorschlag und dem parallelen Vorschlag der Kommission zur
Uberarbeitung der EHS-Richtlinie ist eine einzige, allgemeine Folgenabschitzung beigefiigt,
die dem Ausschuss fiir Regulierungskontrolle am 23. Midrz 2026 vorgelegt wurde. In der
Begriindung zum Vorschlag zur Uberarbeitung der EHS-Richtlinie wird der weitere Kontext
erldutert. Die Folgenabschéitzung umfasst die Priifung der Kohédrenz in Bezug auf Artikel 6
Absatz 4 des Europidischen Klimagesetzes, demzufolge die Kommission die Vereinbarkeit
eines jeden Entwurfs einer Maflnahme bzw. eines jeden Legislativvorschlags der EU mit den
Zielen des Klimagesetzes, wie dem EU-Ziel der Klimaneutralitit, bewerten muss.

In Anhang 12 der Folgenabschitzung wurde ein verbesserter Ansatz fiir die kostenlose
Zuteilung bewertet. In Bezug auf Benchmarks sah die politische Option ,,CL1* in diesem
Anhang folgenden Ansatz vor: Die Benchmarks werden weiterhin anhand der
Durchschnittsleistung der leistungsstarksten 10 % der Anlagen festgelegt, wobei die minimale
und maximale Aktualisierungsrate und die Vorschriften fiir die Hochrechnung des Trends auf
die Mitte des jeweiligen flinfjdhrigen Zuteilungszeitraums beriicksichtigt werden. Um den
Hauptbedenken der Interessentrdger aus der Industrie und den Mitgliedstaaten Rechnung zu
tragen, die diese wiahrend der verschiedenen Phasen der Konsultation zur kiirzlich
angenommenen Benchmark-Verordnung duflerten, sollten die Fall-back-Benchmarks
differenziert festgelegt werden, um die Besonderheiten und das Emissionsreduktionspotenzial
der jeweiligen Sektoren zu berticksichtigen.

Der Vorschlag weicht in Bezug auf die Fall-back-Benchmarks von der politischen Option aus
der Folgenabschidtzung ab. Der sektorspezifische Ansatz aus der Folgenabschitzung wiirde
nur fiir eine begrenzte Zahl von Sektoren zu einer Erhdhung der kostenlosen Zuteilung
fiihren, da weiterhin dieselbe maximale Aktualisierungsrate gelten wiirde. In Gesprachen mit
den Mitgliedstaaten und Interessentrigern im Rahmen der Sachverstindigengruppe zum
Klimawandel (CCEQG) beziiglich Fragen der kostenlosen Zuteilung am 3. Juni 2026 hat sich
bestitigt, dass die entsprechende allgemeine Erhdhung der kostenlosen Zuteilungen bis 2030
nicht ausreicht, um die hohere Anfilligkeit fiir die Verlagerung von CO»-Emissionen
anzugehen, der bestimmte Sektorenunterliegen, fiir die die Fall-back-Benchmarks gelten und
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Emissionsminderungstechniken und -mafBlnahmen nur begrenzt verfiigbar sind. Stattdessen
gewihrleistet der vorliegende Vorschlag die groBtmdgliche Erhohung der auf der Grundlage
der Fall-back-Benchmarks festgelegten kostenlosen Zuteilungen fiir den Zeitraum 2026-2030,
wobei die Anwendung des sektoriibergreifenden Korrekturfaktors gemiB3 Artikel 10a
Absatz 5 der EHS-Richtlinie vermieden wird.

. Effizienz der Rechtsetzung und Vereinfachung

Dieser Vorschlag wird zu einem begrenzten Verwaltungsaufwand fiihren. Der Vorschlag
stiitzt sich ausschlieBlich auf bestehende Verfahren fiir die Festlegung der Hohe der jahrlichen
kostenlosen Zuteilungen an Anlagen im EU-EHS gemil3 Artikel 11 der EHS-Richtlinie, an
denen sowohl die zusténdigen nationalen Behdrden als auch die Kommission beteiligt sind. Er
erfordert eine Uberarbeitung der Delegierten Verordnung (EU) 2019/331 der Kommission
vom 19. Dezember 2018°. Die Anderungen miissen nicht in nationales Recht umgesetzt
werden. Schlielich ist keine zusitzliche Datenerhebung erforderlich, da der entsprechende
Datensatz bereits verfligbar ist. Gemil Artikel 10a Absatz 2 Unterabsatz 3 Buchstabe ¢ der
EHS-Richtlinie dienen die von den Mitgliedstaaten fiir die Jahre 2021 und 2022 vorgelegten
Informationen in dem Verzeichnis gemél Artikel 11 der EHS-Richtlinie als Referenz fiir die
Aktualisierung der Benchmarkwerte fiir den Zeitraum 2026-2030.

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Der Vorschlag stiitzt sich auf bestehende Verfahren fiir die Festlegung der Hohe der
jéhrlichen kostenlosen Zuteilungen an Anlagen im EU-EHS gemdfl Artikel 11 der EHS-
Richtlinie, an denen sowohl die zustindigen nationalen Behorden als auch die Kommission
beteiligt sind. Fiir die Umsetzung des Vorschlags werden keine weiteren Daten erhoben und
sind keine zusitzlichen personellen und administrativen Ressourcen erforderlich. Die im
Rahmen dieses Vorschlags zu gewihrende zusitzliche kostenlose Zuteilung hat keine
Auswirkungen auf den Haushalt, da der finanzielle Wert der zu verwendenden Zertifikate
nicht dem Haushalt der Europdischen Kommission zugewiesen ist. Daher hat der vorliegende
Vorschlag keine zusitzlichen Auswirkungen auf den Haushalt.

Der Vorschlag erfiillt nicht die Kriterien fiir digitale Relevanz. Er enthilt keine verbindlichen
Anforderungen beziiglich eines digitalen 6ffentlichen Dienstes mit Auswirkungen auf die
grenziibergreifende Interoperabilitdt und hat keinen Einfluss auf die Gestaltung, Entwicklung
oder Umsetzung digitaler o6ffentlicher Dienste oder der sie unterstiitzenden Netzwerke und
Informationssysteme. Ebenso wenig ist die Einrichtung von IT-Systemen oder digitaler
Infrastruktur erforderlich, die gemeinsam von der Europdischen Kommission und den
Mitgliedstaaten betrieben werden. Dariiber hinaus werden mit dem Vorschlag keine
Uberwachungs-, Berichterstattungs- oder sonstigen unternehmensunabhingigen Verfahren
eingeflihrt, die mit groBer Wahrscheinlichkeit automatisiert oder digitalisiert werden.

Da dieser Vorschlag weder finanzielle Auswirkungen noch digitale Relevanz hat, ist kein
begleitender Finanz- und Digitalbogen zu Rechtsakten erforderlich.

S. WEITERE ANGABEN

6 Delegierte Verordnung (EU) 2019/331 der Kommission vom 19. Dezember 2018 zur Festlegung EU-
weiter Ubergangsvorschriften zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten
gemdf3 Artikel 10a der Richtlinie 2003/87/EG des Europédischen Parlaments und des Rates (ABI. L 59
vom 27.2.2019, S. 8).
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. Durchfithrungspline sowie Uberwachungs-, Bewertungs- und
Berichterstattungsmodalititen

Die Kommission wird das Funktionieren des EHS weiterhin gemil3 Artikel 10 Absatz 5 der
EHS-Richtlinie tiberwachen und in ihrem jéhrlichen Bericht tiber den CO;-Markt evaluieren.
Dieser befasst sich auch mit den Auswirkungen der derzeitigen Uberarbeitung des EHS. Der
Bericht iiber den CO>-Markt stiitzt sich auf die Analyse der Bewertung der Fortschritte bei der
Anwendung der EHS-Richtlinie, die in deren Artikel 21 geregelt ist, gemidll dem die
Mitgliedstaaten der Kommission einen Bericht tiber Fragen der Zuteilung der Zertifikate, der
Fiihrung der Register, der Umsetzung der Uberwachung und Berichterstattung, der Priifung
und Akkreditierung sowie im Zusammenhang mit der Einhaltung der Richtlinie vorlegen. Der
jéhrliche Bericht tiber den CO>-Markt und die Berichterstattung der Mitgliedstaaten betrifft
auch diejenigen Sektoren, auf die der Emissionshandel ausgeweitet wird. Die per Regulierung
der neuen Sektoren gewonnenen Daten aus der Emissionsiiberwachung, -berichterstattung
und -priifung werden eine wichtige Informationsquelle fiir die Kommission sein, mit deren
Hilfe sie Fortschritte in den betreffenden Sektoren bewerten kann.

Das integrierte Governance- und Uberwachungsverfahren im Rahmen der Verordnung iiber
das Governance-System fiir die Energieunion und fiir den Klimaschutz diirfte auch
sicherstellen, dass klima- und energiebezogene Mallnahmen auf europdischer, regionaler,
nationaler und lokaler Ebene, einschlie3lich des EHS, zur Klimaneutralitdt der EU und zu den
Zielen der Energieunion beitragen. Mehrere Marktanalysten verfolgen die verschiedenen
Aspekte des CO»-Marktes und dessen Funktionsweise genau, und die Kommission wird diese
Arbeit weiterhin tiberwachen.

Durch einen regelmifBigen Austausch mit den Interessentrdgern behélt die Kommission deren
Ansichten und Bedenken hinsichtlich der Funktionsweise des EHS im Blick. EHS-bezogene
Fragen werden in einem speziellen Forum, der Sachverstindigengruppe zum Klimawandel
(CCEQG) erortert, in der die zustdndigen Behorden der Mitgliedstaaten, Interessentréger
(Industrieverbainde und NRO) und die Kommission zusammenkommen. In ihren
verschiedenen Zusammensetzungen erdrtert die CCEG unter anderem die Umsetzung der
kostenlosen Zuteilung und der Versteigerungen sowie Fragen im Zusammenhang mit der
Funktionsweise des Unionsregisters. Aktualisierungen der Vorschriften tiber Benchmarks
wurden und werden in der CCEG fiir kostenlose Zuteilung vorgestellt und erortert. Dariiber
hinaus bietet das EHS-Compliance-Forum den zustiandigen Behdrden aller EHS-Lénder (alle
27 Mitgliedstaaten, Norwegen, Island und Liechtenstein) eine Plattform fiir den Austausch
von Informationen und Erfahrungen, um das EHS wirksam umzusetzen. Das Forum fiihrt
gezielte Veranstaltungen wie die jdhrliche Konferenz des Compliance-Forums durch, auf der
Erfahrungen ausgetauscht und der Dialog zwischen den zustindigen Behorden der
Mitgliedstaaten gefordert werden sollen, und organisiert Taskforces zu bestimmten Themen
und Schulungsveranstaltungen. Die nationalen Akkreditierungs- und Priifstellen werden
gelegentlich zur Teilnahme an den Tétigkeiten des EHS-Compliance-Forums eingeladen.

. Ausfiihrliche Erlduterung einzelner Bestimmungen des Vorschlags

Mit diesem Vorschlag wird Artikel 10a in Bezug auf die Festlegung der iberarbeiteten Werte
fiir die Warme- und Brennstoff-Benchmarks bis 2030 gedndert. Die wichtigsten Anderungen
sind folgende:

Der Vorschlag sieht die Anpassung der maximalen jéhrlichen Aktualisierungsrate fiir Warme-
und Brennstoff-Benchmarks fiir die Aktualisierung dieser Benchmarkwerte durch die
Kommission bis 2030 vor. Der anzuwendende angepasste Prozentsatz entspricht dabei der
grofBtmoglichen Erhohung der auf der Grundlage der Warme- und Brennstoff-Benchmarks
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festgelegten kostenlosen Zuteilungen, die unter vollstdndiger Nutzung der verfiigbaren
kostenlosen Zertifikate flir den Zeitraum 2026-2030 (ca. 80 Millionen Zertifikate)
durchgefiihrt werden kann, ohne dass gleichzeitig die Anwendung des sektoriibergreifenden
Korrekturfaktors ausgelost wird. Die Mindestaktualisierungsrate bleibt unverdndert. Die
Bezugszeitrdume, Datensitze und die allgemeine Methodik zur Aktualisierung der
Benchmarkwerte bleiben unveridndert. Die Benchmarkwerte werden fiir den Zeitraum 2027-
2030 angepasst. Die Anpassung der kostenlosen Zuteilungen fiir das Jahr 2026 erfolgt durch
eine Aktualisierung der Benchmarkwerte fiir das Jahr 2027, wobei ein maximaler
Aktualisierungsprozentsatz Anwendung findet, bei dem 40 % des in Artikel 10a Absatz 5a
genannten zusitzlichen Betrags genutzt werden und sichergestellt wird, dass keine Kiirzung
gemal Artikel 10a Absatz 5 erfolgt.
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2026/0211 (COD)
Vorschlag fiir eine
VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG hinsichtlich angepasster Werte fiir die Wirme-
und Brennstoff-Benchmarks fiir den Zeitraum 2026-2030

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf
Artikel 192 Absatz 1,

auf Vorschlag der Européischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses!',

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen?,

gemil dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwégung nachstehender Griinde:

(1) Die kostenlose Zuteilung an Anlagen im System fir den Handel mit
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union (EU-EHS) wird auf der Grundlage
harmonisierter unionsweiter Benchmarks festgelegt, die die Leistung der effizientesten
Anlagen widerspiegeln. Die unionsweiten Ex-ante-Benchmarks sind in Anhang I der
Delegierten Verordnung (EU) 2019/331 der Kommission® festgelegt. Die Kommission
aktualisiert die Benchmarkwerte fiir jeden Fiinfjahreszeitraum fiir die kostenlose
Zuteilung gemdll Artikel 11 der Richtlinie 2003/87/EG nach den in Artikel 10a der
genannten Richtlinie festgelegten Vorschriften.

(2) Um den von bestimmten Industriesektoren im Zusammenhang mit der Aktualisierung
der Benchmarkwerte bis 2030 gedullerten Bedenken Rechnung zu tragen und
zusitzlichen Schutz vor dem Risiko der Verlagerung von CO;-Emissionen zu bieten,
sollte die Menge der fiir den Zeitraum 2026-2030 kostenlos zuzuteilenden Zertifikate,
die auf der Grundlage der Wéarme- und Brennstoff-Benchmarks (im Folgenden ,,Fall-
back-Benchmarks*) bestimmt wird, erh6ht werden. Zu diesem Zweck ist es angezeigt,
die maximale jdhrliche Aktualisierungsrate fiir die Fall-back-Benchmarks anzupassen,
indem die Gesamtmenge der Zertifikate, die gemdl dem Beschluss XXX der
Kommission* [CSCF-Beschluss] fiir die kostenlose Zuteilung im Zeitraum 2026-2030

! ABLC,,S..
2 ABLC,,S..
3 Delegierte Verordnung (EU) 2019/331 der Kommission vom 19. Dezember 2018 zur Festlegung EU-

weiter Ubergangsvorschriften zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten
gemdf3 Artikel 10a der Richtlinie 2003/87/EG des Europédischen Parlaments und des Rates (ABI. L 59
vom 27.2.2019, S. 8, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_del/2019/331/0j).

[Bitte volistindigen Verweis einfiigen, sobald verfiighar — CSCF-Beschluss].
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zur Verfligung steht und sich auf rund 80 Millionen Zertifikate belduft, genutzt wird.
Im Einklang mit dem zielgerichteten Charakter dieser Anpassung und den
Vorschriften der Delegierten Verordnung (EU) 2019/331 der Kommission iiber die
Festlegung der jahrlichen Menge der den Anlagen kostenlos zugeteilten Zertifikate
sollte die zusitzliche kostenlose Zuteilung, die sich aus der Anpassung ergibt, nur die
durch die Fall-back-Benchmarks festgelegten Mengen betreffen.

Um unnétigen Verwaltungsaufwand fiir Betreiber und Behorden im Zusammenhang
mit der Anpassung von Beschliissen iiber die kostenlose Zuteilung und der
Ubertragung von Zertifikaten auf die Konten der Betreiber zu vermeiden, sollten die
Benchmarkwerte flir den Zeitraum 2027-2030 angepasst werden, wobei die Mengen
der zusidtzlichen kostenlosen Zuteilung fiir das Jahr 2026 zusammen mit der
kostenlosen Zuteilung fiir das Jahr 2027 bereitgestellt werden sollten. Zur
Sicherstellung, dass geniigend Zeit bleibt, um dieser Anpassung im Rahmen der
Verordnung (EU) 2023/956 des Europiischen Parlaments und des Rates® Rechnung zu
tragen, sollte die daraus resultierende Anpassung der kostenlosen Zuteilungen fiir das
Jahr 2026 durch die entsprechende Aktualisierung der Benchmarkwerte fiir das
Jahr 2027 umgesetzt werden.

Um gleiche Wettbewerbsbedingungen zu wahren und negative Auswirkungen auf die
auf Grundlage der Produkt-Benchmarks festgelegte kostenlose Zuteilung zu
vermeiden, muss sichergestellt werden, dass der angepasste Prozentsatz fiir die
maximale jahrliche Aktualisierungsrate zur Bestimmung der Fall-back-Benchmarks
bis 2030 nicht die Anwendung des sektoriibergreifenden Korrekturfaktors gemaf
Artikel 10a Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG auslost.

Um weitere Anreize flir die Dekarbonisierung zu schaffen, sollte die bestehende
maximale Aktualisierungsrate flir Fall-back-Benchmarks, die gemdll Artikel 10a
Absatz 2 Unterabsatz 3 Buchstabe d der Richtlinie 2003/87/EG fiir den Zeitraum
2026-2030 festgelegt wurden, weiterhin fiir Anlagen gelten, die Tatigkeiten im
Bereich Ol und Gas ausiiben, auch in Bezug auf die auf der Grundlage der Fall-back-
Benchmarks festgelegten Mengen der kostenlosen Zuteilung. Um die differenzierte
Behandlung von Titigkeiten im Bereich Ol und Gas gegeniiber anderen Titigkeiten,
fiir die die Benchmarks gelten, weiter in die Praxis umzusetzen, sollte die Kommission
die entsprechenden sektorspezifischen Unterbenchmarks im Rahmen der Ex-ante-
Wirme- und Brennstoffbenchmarks fiir Tatigkeiten festlegen, die unter die NACE-
Codes 0610, 0620, 1920 und 4950 gemid Anhangl der Verordnung (EG)
Nr. 1893/2006 des Europiischen Parlaments und des Rates® fallen.

Die Richtlinie 2003/87/EG sollte daher entsprechend gedndert werden.

Um eine rasche Erhohung der kostenlosen Zuteilungen sicherzustellen, die auf der
Grundlage der Fall-back-Benchmarks, die den angepassten Hochstwert der jahrlichen
Aktualisierungsrate widerspiegeln, festgelegt werden, und um sicherzustellen, dass
diese zusidtzlichen Mengen ab der Festlegung der kostenlosen Zuteilung fiir das
Jahr 2027 zur Verfiigung gestellt werden, sollte diese Verordnung nur im Rahmen der

Verordnung (EU) 2023/956 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 10. Mai 2023 zur
Schaffung eines CO,-Grenzausgleichssystems (ABL. L 130 vom 16.5.2023, S. 52).

Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006
zur Aufstellung der statistischen Systematik der Wirtschaftszweige NACE Revision 2 und zur
Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates sowie einiger Verordnungen der EG iiber
bestimmte  Bereiche der Statistik ~ (ABL L 393 vom 30.12.20006, S. 1, ELI:
http://data.europa.eu/eli/reg/2006/1893/0j).
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verfiigbaren Zertifikate fiir Zuteilungen auf der Grundlage dieser Benchmarks gelten
und am dritten Tag nach ihrer Verdffentlichung in Kraft treten —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Anderungen der Richtlinie 2003/87/EG

Die Richtlinie 2003/87/EG wird wie folgt gedndert:

1.

In Artikel 10a werden nach Absatz 2 die folgenden Absétze 2a und 2b eingefiigt:

,»(2a) Abweichend von Absatz 2 Unterabsatz 3 Buchstabe d dieses Artikels wird die
maximale jdhrliche Reduktionsrate fiir die Aktualisierung der Werte fiir Warme- und
Brennstoffbenchmarks fiir den Zeitraum 2027-2030 auf einen Prozentsatz verringert,
bei dem der zusitzliche Betrag gemél Artikel 10a Absatz 5a vollstindig genutzt und
sichergestellt wird, dass keine Kiirzung gemaf3 Artikel 10a Absatz 5 erfolgt.

Was die Aktualisierung der Werte fiir Warme- und Brennstoff-Benchmarks fiir das
Jahr 2027 betrifft, so wird die anzuwendende maximale jahrliche Reduktionsrate auf
einen Prozentwert gesenkt, bei dem von der Anpassung gemill Unterabsatz 1 in
Hoéhe von 40 % Gebrauch gemacht und sichergestellt wird, dass keine Kiirzung
gemal Artikel 10a Absatz 5 erfolgt.

(2b) Absatz 2a gilt nicht flir kostenlose Zuteilungen an Anlagen, die wirtschaftliche
Tatigkeiten ausfiihren, die unter die NACE-Codes 0610, 0620, 1920 und 4950 gemil3
Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Européischen Parlaments und des
Rates* fallen.

* Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
20. Dezember 2006 zur Aufstellung der statistischen Systematik der
Wirtschaftszweige NACE Revision 2 und zur Anderung der Verordnung (EWG)
Nr. 3037/90 des Rates sowie einiger Verordnungen der EG iiber bestimmte Bereiche
der Statistik (ABI. L 393 vom 30.12.2006, S. 1, ELIL
http://data.europa.eu/eli/reg/2006/1893/0j).*

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der
Europdischen Union in Kraft.

Die vorliegende Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Europdischen Parlaments  Im Namen des Rates
Die Prdsidentin Der Prisident/Die Prdsidentin

DE



	Vorblatt 260845-0.docx�
	Unterrichtung
	Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG hinsichtlich angepasster Werte für die Wärme- und Brennstoff-Benchmarks für den Zeitraum 2026-2030

	Text Reh.pdf�
	1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
	• Gründe und Ziele des Vorschlags
	• Übereinstimmung mit den bestehenden Vorschriften in diesem und in anderen Politikbereichen der Union

	2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄẞIGKEIT
	• Rechtsgrundlage
	• Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit)
	• Verhältnismäßigkeit
	• Wahl des Instruments

	3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER INTERESSENTRÄGER UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG
	• Ex-post-Bewertung/Eignungsprüfungen bestehender Rechtsvorschriften
	• Konsultation der Interessenträger
	• Folgenabschätzung
	• Effizienz der Rechtsetzung und Vereinfachung

	4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
	• Ausführliche Erläuterung einzelner Bestimmungen des Vorschlags



